
 

Bitte Folgeseite beachten 

—— 

Die nächste Sitzung des 
 
Ausschusses für Justiz und Verbraucherschutz 
 
findet statt am 
 
Donnerstag, dem 22. Oktober 2020, um 14:00 Uhr 
 
im Rathaus, Kaisersaal 
 
 
 
 
 
Die Vorsitzende des Ausschusses, Sina Imhof (GRÜNE), bittet die Mitglieder sowie ständigen 
Vertreterinnen und Vertreter, an dieser Sitzung teilzunehmen. 

Tagesordnung: 

1.  Drs. 22/787 Stellungnahme des Senats zu der 2. Evaluation des Hamburgischen 
Gefahrtiergesetzes (HmbGefahrtierG) 
(Senatsantrag) 

2.  Drs. 22/1100 Halbjahresbericht 2020, jährliches Berichtswesen für 
Schulbaumaßnahmen, Bericht über gewährte Sicherheitsleistungen für 
den Erhalt und die Weiterentwicklung der Hamburgischen 
Sportinfrastruktur sowie Bericht über übertragene Mittel aus den 
zentralen Ansätzen zur Bewältigung der COVID-19-Pandemie und neu 
geschaffene Stellen auf Basis von Artikel 9 Nummer 44 
Haushaltsbeschluss 
(Senatsmitteilung) 

 
Hier: Einzelplan 2      Justizbehörde 
         Einzelplan 1.04 HmbBfDI 
         Einzelplan 5      Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz 
 
– Der Haushaltsausschuss ist federführend, der Ausschuss für Justiz 
und Verbraucherschutz sowie weitere Fachausschüsse sind 
mitberatend. – 
 

HAMBURG, 15.10.2020    
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3.  Drs. 22/370 Handys gehören nicht in die Hände von Gefangenen! 
(Antrag CDU) 

zusammen mit 

 Drs. 22/1102 Handys in den Justizvollzugsanstalten einkassieren! 
(Antrag CDU) 

zusammen mit 

 Drs. 22/1443  Gefangenen die Mobiltelefonnutzung weiter ermöglichen! 
(Antrag Fraktion DIE LINKE) 

4.  Drs. 22/1081 Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Bürgerschaft vom 
30. November 2018 „Staatsanwaltschaft weiter bei der Abschöpfung 
unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte unterstützen“ 
(Drucksache 21/15374) 
(Senatsmitteilung) 

5.   Verschiedenes 

 
 
 
Hinweis: Die Sitzungsdauer wird voraussichtlich 2 Stunden betragen. 

 
Der Zugang zum Rathaus erfolgt über den Eingang Rathausmarkt. 
 
Ausschusssitzungen finden derzeit ohne Besucherinnen und Besucher statt. 
 

 

http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/22/art/Drucksache/num/1443

